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	AKTUELLE PARLAMENTARISCHE VORSTÖSSE (AUSWAHL – STAND: 30.12.2019)

	MOTIONEN

	Nr.
	Urheber/Urheberin
	Thema
	Stand der Beratung
	Antwort Bundesrat

	19.4463/18.12.2019 

	FDP-Liberale Fraktion (Sprecherin: NR Regine Sauter)
	Modernisierung der individuellen Vorsorge - Einzahlung in die 3. Säule des nichterwerbstätigen Partners 

Der Bundesrat wird beauftragt, das Bundesrecht so anzupassen, dass es möglich wird, in die Säule 3a des nichterwerbstätigen Ehe- oder eingetragenen Partners einzuzahlen. 
	Im Rat noch nicht behandelt.
	

	19.4122/23.09.2019

	SR Thomas Minder
	Stimmrechtsberater und börsenkotierte Aktiengesellschaften. Interessenkonflikte offenlegen und vermeiden

Der Bundesrat wird beauftragt, eine Gesetzesänderung (bspw. des Finanzmarktinfrastrukturgesetzes) vorzulegen, um die Interessenkonflikte der Stimmrechtsberater ("Proxy Advisors") bei börsenkotierten Aktiengesellschaften offenzulegen und zu vermeiden. Er berücksichtigt dabei die internationale Entwicklung. 
	16.12.2019:SR: Annahme.

Motion an 2. Rat.

	Antrag des Bundesrates vom 20.11.2019

Der Bundesrat beantragt die Annahme der Motion.        



	19.4042/17.09.2019

	NR Hans-Peter Portmann
	Schweizer Hub für nachhaltige Vermögensanlagen

Der Bundesrat wird beauftragt Massnahmen auszuarbeiten, welche die Schweiz und ihre Finanzinstitute im Produktedesign sowie im Vertrieb von nachhaltigen Vermögensanlagen stärkt.
	Im Rat noch nicht behandelt.

20.12.2019: NR: Diskussion verschoben.
	Antrag des Bundesrates vom 20.11.2019

Der Bundesrat beantragt die Annahme der Motion.        



	19.3962/16.08.2019

	SPK-N
	Erleichterung der Formvorschriften für die Bekanntgabe von Personendaten bei der beruflichen Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge sowie bei der Unfallversicherung
Der Bundesrat wird beauftragt, einen Entwurf zur Änderung von Artikel 86a Absatz 5 Buchstabe b des Bundesgesetzes vom 25. Juni 1982 über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG) und von Artikel 97 Absatz 6 Buchstabe b des Bundesgesetzes vom 20. März 1981 über die Unfallversicherung (UVG) zu unterbreiten, gemäss dem die Einwilligung der betroffenen Person auch in einer anderen Form eingeholt werden kann, die den Nachweis durch Text ermöglicht.

Der Bundesrat soll ferner prüfen, ob in anderen Bundesgesetzen des Sozialversicherungswesens ähnliche Änderungen notwendig sind.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 27.11.2019

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.        



	19.3938/21.06.2019

	NR Erich Hess
	Säule 3a allen zugänglich machen

Der Bundesrat wird beauftragt, folgende Massnahme zu treffen: Die gebundene Vorsorge der Säule 3a wird für alle Personen unabhängig von ihren Einkommensverhältnissen zugänglich gemacht.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 14.08.2019

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.        



	19.3819 /21.06.2019

	NR Beat Flach
	Transparenz bei den finanziellen Klimarisiken für Pensionskasseninvestitionen sicherstellen

Der Bundesrat wird ersucht, Massnahmen zu treffen, um Schweizer Pensionskassen explizit zu verpflichten, Klimarisiken in ihre Investitionsentscheide zu integrieren, die Höhe der finanziellen Risiken für Versichertenportfolio, welche durch den Klimawandel verursacht wurden, den Versicherten offenzulegen und die Versicherten über die Klimaverträglichkeit der jeweiligen Pensionskassenanlagen zu informieren. Die Massnahmen sollen dazu beitragen, die finanziellen Risiken besser zu bemessen, den Schutz der Versicherten zu erhöhen und die Informationen für Versicherte zu verbessern. Die Versicherten sollen vor Beginn eines Versorgungsverhältnisses ausführlich darüber informiert werden, wie die Pensionskassen bei der Verwendung der eingezahlten Beiträge Klimarisiken berücksichtigen.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 28.08.2019

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.        



	19.3803/20.06.2019

	NR Brigitte Crottaz
	Beiträge der zweiten Säule auch nach der Geburt eines Kindes sicherstellen

Der Bundesrat wird beauftragt, einen Finanzierungsmechanismus vorzuschlagen, damit das Manko in den Beiträgen der obligatorischen zweiten Säule, das für Mütter und Väter entsteht, die nach der Geburt des Kindes die Arbeitszeit reduzieren oder die Erwerbstätigkeit einstellen, ganz oder zumindest teilweise ausgeglichen wird. Diese Finanzierung soll bis zur Einschulung des Kindes laufen.

Den Müttern, die vor der Schwangerschaft nicht erwerbstätig waren, soll ein Mindestbetrag nach BVG gutgeschrieben werden.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 14.08.2019

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.        



	19.3720/20.06.2019

	NR Pamela Schneeberger
	Gleichbehandlung von rentenbeziehenden Personen bei Härtefallleistungen von Wohlfahrtsfonds

Der Bundesrat wird beauftragt, Art. 8quater AHVV (Härtefallleistungen) so zu ändern, dass im Falle von Härtefallleistungen eines Wohlfahrtsfonds an rentenbeziehende Personen nicht nur ordentlich pensionierte Altersrentnerinnen und -rentner, sondern sämtliche rentenbeziehenden Personen von einem AHV-Freibetrag von 16’800 Schweizer Franken profitieren.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 21.08.2019

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.        



	19.3769/20.06.2019

	NR Thomas Weibel
	Schutz Vorsorgekapital bei Austritt aus einem 1e-Vorsorgeplan

Der Bundesrat wird beauftragt eine Vorlage auszuarbeiten, um das Freizügigkeitsgesetz (FZG) dahingehend zu ändern, dass beim Stellenwechsel von einem Arbeitgeber mit einem 1e-Vorsorgeplan zu einem Arbeitgeber ohne 1e-Vorsorgeplan ein zwangsweiser Verlust auf der Freizügigkeitsleistung verhindert werden kann. Durch die Änderung des FZG soll dem Arbeitnehmer die Möglichkeit geboten werden, bei Austritt aus einem 1e-Vorsorgeplan sein entsprechendes Vorsorgeguthaben während längstens 2 Jahren auf einer Freizügigkeitseinrichtung zu belassen. Der betroffene Arbeitnehmer hätte so die Möglichkeit, einen im Austrittszeitpunkt aus der Pensionskasse des alten Arbeitgebers realisierten Verlust durch Einbringen in eine Anlagestrategie mit ähnlichem Aktienanteil bei einer Freizügigkeitseinrichtung bei steigenden Kursen wieder wettzumachen. In der Folge könnte der Arbeitnehmer während 2 Jahren selbst den Verkaufszeitpunkt seines Vorsorgeguthabens und dessen Einbringung in die Pensionskasse des neuen Arbeitgebers bestimmen.
	Im Rat noch nicht behandelt.

05.12.2019:

Wird übernommen.
	Antrag des Bundesrates vom 14.08.2019

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.        



	19.3702/19.06.2019

	SR Erich Ettlin
	Einkauf in die Säule 3a ermöglichen

Der Bundesrat wird beauftragt, Art. 82 BVG und die entsprechenden Verordnungsbestimmungen dahingehend abzuändern, dass Personen mit einem AHV-Einkommen, die in früheren Jahren keine oder nur Teilbeiträge in die Säule 3a einzahlen konnten, die Möglichkeit erhalten, dies nachzuholen und vollumfänglich vom steuerbaren Einkommen im Einkaufsjahr abziehen können (sog. 3a Einkauf). Die Einkaufsmöglichkeiten sollen dabei zeitlich und finanziell eingeschränkt werden, wie in der Begründung erläutert.
	12.09.2019:

SR: Annahme.

Motion an 2. Rat.
	Antrag des Bundesrates vom 14.08.2019

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.        



	19.3600/13.06.2019

	SR Alex Kuprecht 
	Gesetzesgrundlage zur Kontrolle der Oberaufsichtskommission über die berufliche Vorsorge OAK

Der Bundesrat wird beauftragt eine Gesetzesvorlage zu unterbreiten, die zum einen eine Kontrolle der OAK durch das Parlament ermöglicht und zum anderen verlangt, dass künftig die Weisungen der OAK vorgängig durch das BJ oder das BSV auf ihre Gesetzeskonformität überprüft werden müssen.
	26.09.2019:

SR: Annahme.

Motion an 2. Rat.


	Antrag des Bundesrates vom 28.08.2019

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.        



	19.3426/07.05.2019

	Fraktion BD (Sprecherin: NR Rosmarie Quadranti) 
	Keine Aussteuerung von Menschen über 55 Jahre

Der Bundesrat wird beauftragt, Vorschläge zu unterbreiten zur Verbesserung der Situation von stellensuchenden Menschen über 55 Jahren. Konkret soll das Sozialversicherungssystem so ausgestaltet werden, dass Menschen ab 55 Jahren, welche während mindestens 10 Jahren dauerhaft ein relevantes AHV-pflichtiges Einkommen erzielt haben, nicht mehr ausgesteuert werden können.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 04.09.2019

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.        



	19.3331/22.03.2019

	NR Karl Vogler
	Gerechtigkeit für AHV-pflichtige Personen ohne Pensionskasse

Der Bundesrat wird beauftragt, im Rahmen der einschlägigen Gesetze zu gewährleisten bzw. diese derart abzuändern, dass bei AHV-pflichtigen Personen ohne Pensionskasse für die Berechnung des Beitrages in der Säule 3a künftig die steuerpflichtige IV-Rente berücksichtigt und das Sparkapital in der Säule 3a dadurch erhöht wird.
	Im Rat noch nicht behandelt.

20.11.2019:

Wird übernommen.
	Antrag des Bundesrates vom 22.05.2019            Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

	19.3259/21.03.2019

	NR Beat Jans
	Aktionsplan für einen nachhaltigen Finanzplatz
Der Bundesrat wird gebeten:

1. einen Sustainable-Finance-Aktionsplan für die Schweiz auszuarbeiten. Dieser soll legislative Massnahmen und Anreize umfassen, damit die Schweiz in der Sustainable Finance wieder eine Führungsrolle einnehmen kann;

2. eine Expertenkommission (Finanzindustrie, Think-Tanks, Wissenschaft und Zivilgesellschaft) einzusetzen. Diese reflektiert und definiert, wie sich die Schweiz den neuen legislativen Rahmenbedingungen des EU-Aktionsplans anpassen muss, verbreitert die Wissensgrundlage zu Sustainable Finance und kommentiert den Schweizer Sustainable-Finance-Aktionsplan des Bundesrates.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 29.05.2019            Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

	19.3032/06.03.2019

	NR Franz Ruppen
	Keine Bezahlung der Arbeitslosengelder für EU-Grenzgänger durch die Schweiz

Der Bundesrat wird beauftragt, der Europäischen Union unmissverständlich darzulegen, dass die Schweiz den im Rahmen der Revision der EU-Verordnung zur Koordination der Sozialversicherungen 883/2004 angestrebten Wechsel der Zuständigkeit für Arbeitslosenleistungen an Grenzgänger nicht übernehmen wird. Die Schweiz lehnt es entschieden ab, dass neu der letzte Beschäftigungsstaat statt der Wohnsitzstaat die finanziellen Verpflichtungen für die Auszahlung von Arbeitslosengeldern übernehmen soll. Das Verhandlungsmandat ist entsprechend zu formulieren.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 15.05.2019            Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

	18.4330/14.12.2018

	NR Lisa Mazzone
	Invalidenversicherung. Die berufliche Eingliederung muss den Vorrang haben

Der Bundesrat wird beauftragt, im Bereich der Invalidenversicherung Gesetzesänderungen auszuarbeiten, die vorsehen, dass das Recht auf Massnahmen zur beruflichen Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt ausdrücklich unabhängig ist von den erwarteten Renteneinsparungen.
	Im Rat noch nicht behandelt.

05.12.2019: Wird übernommen.
	Antrag des Bundesrates vom 27.02.2019            Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

	18.4080/28.09.2018

	SR Andrea Caroni
	Mehr Parteiautonomie in den Sozialversicherungen

Der Bundesrat wird aufgefordert, die einschlägigen sozialversicherungsrechtlichen Verordnungen so anzupassen, dass bei der Qualifikation hinsichtlich Selbstständigkeit und Unselbstständigkeit übereinstimmende Parteienerklärungen mit einbezogen werden.
	Im Rat noch nicht behandelt.

12.12.2018:

SR: Zuweisung an die zuständige Kommission zur Vorberatung.
	Antrag des Bundesrates vom 21.11.2018            Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

	18.3897/27.09.2018

ASIP: Ablehnung
	NR Gerhard Pfister
	Kontaktlose Vermögen in der beruflichen Vorsorge verringern durch eine Vereinfachung des Geringfügigkeitsartikels

Der Bundesrat wird beauftragt, eine Vorlage auszuarbeiten um den Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe c Freizügigkeitsgesetz dahingehend zu ändern, damit Versicherte die Barauszahlung aufgrund Geringfügigkeit verlangen können, wenn ihr Altersguthaben weniger als 5000 Schweizer Franken beträgt und sie nicht innert drei Monaten nach Beendigung des letzten Vorsorgeverhältnisses wieder in eine Vorsorgeeinrichtung eingetreten sind.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 21.11.2018            Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

	18.3918/27.09.2018

	NR Nadine Masshardt
	Klimastrategie für den Schweizer Finanzmarkt

Der Bundesrat wird gebeten, eine Klimastrategie für den Schweizer Finanzmarkt auszuarbeiten.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 21.11.2018            Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

	18.3974/27.09.2018

	NR Beat Jans
	Den grössten Klimaheizern den Geldhahn zudrehen

Der Bundesrat wird beauftragt, Vorschriften zu erlassen, die es in der Schweiz ansässigen Finanzdienstleistern untersagen, Kredite an besonders klimaschädigende Projekte zu vergeben. Namentlich Öl-, Gas- und Kohleunternehmen, welche neue Kohlenstoffvorkommen erschliessen oder Strom aus Kohle herstellen wollen, sollen nicht mehr finanziert werden.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 07.11.2018            Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

	18.3964/27.09.2018

	NR Eric Nussbaumer
	Erhöhung der risikogewichteten Eigenmittel für Kredite und Anlagen in klimaschädigende Rohstoffe

Der Bundesrat wird beauftragt, die risikogewichteten Eigenmittelanforderungen von Finanzinstituten für Finanzanlagen und Kredite zu erhöhen, wenn diese eine hohe Exposition in klimaschädigenden Rohstoffen aufweisen. Namentlich gilt es das zusätzliche Risiko abzubilden, dem Anleihen und Kredite zur Erschliessung neuer Kohle-, Erdöl- und Erdgaslagerstätten ausgesetzt sind, wenn das internationale Klimaziel erreicht werden soll. Falls nötig, legt der Bundesrat eine entsprechende Gesetzesänderung vor.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 07.11.2018            Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

	18.3836/25.09.2018

	NR Erich Hess 
	Persönliche Altersvorsorge stärken

Der Bundesrat wird beauftragt, eine Vorlage ausDer Bundesrat wird beauftragt, folgende Massnahmen zu treffen: Der steuerliche Maximalbetrag für die Einzahlungen in die 3. Säule wird auf 15’000 Franken für Arbeitnehmer respektive auf 45’000 Franken für Erwerbstätige ohne berufliche Vorsorge angehoben.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 21.11.2018            Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

	18.3806/20.09.2018

ASIP: Ablehnung
	NR Bruno Pezzatti 
	Zeitgemässe Anlagevorschriften zur Stärkung der beruflichen Vorsorge

Der Bundesrat wird beauftragt, die Verordnung über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVV2) so anzupassen, dass in Zukunft optimale Vermögenserträge aus den angelegten Pensionskassengeldern («der dritte Beitragszahler») möglich sind. Dabei sollen die notwendigen Anpassungen im Sinne einer Fokussierung auf die «Prudent Investor Rule» mit Wegfall der Maximallimiten vorgenommen und die Zusammenarbeit mit den anderen involvierten Playern (Pensionskassen und Asset Manager) intensiviert werden.
	Im Rat noch nicht behandelt.

05.12.2019:

Wird übernommen.
	Antrag des Bundesrates vom 30.11.2018            Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

	18.3804/20.09.2018

	NR Jean-Paul Gschwind
	Damit ältere Arbeitslose wieder eine feste Arbeit finden

Der Bundesrat wird beauftragt, eine Rechtsgrundlage auszuarbeiten, die es der Arbeitslosenversicherung ermöglicht, die BVG-Altersbeiträge der älteren Arbeitslosen (55-65 Jahre) ganz oder teilweise zu übernehmen.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 21.11.2018            Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

	18.3612/15.06.2018

	SR Erich Ettlin
	Finanzmarktaufsicht soll sich auf ihren Kernauftrag fokussieren

Der Bundesrat wird beauftragt, eine Rechtsgrundlage auszuarbeiten, die es der Arbeitslosenversicherung ermöglicht, die BVG-Altersbeiträge der älteren Arbeitslosen (55-65 Jahre) ganz oder teilweise zu übernehmen.
	Im Rat noch nicht behandelt. 24.09.2018: SR: Zuweisung an die zuständige Kommission zur Vorberatung.
	Antrag des Bundesrates vom 22.08.2018            Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

	18.3505/12.06.2018

	SR Ruedi Noser
	International konkurrenzfähige kollektive Kapitalanlagen ermöglichen. KAG im Interesse der Schweizer Anleger anpassen

Der Bundesrat wird beauftragt, dem Parlament die Änderungen des Kollektivanlagen-Gesetzes (KAG) zu unterbreiten, welche es ermöglichen, bei Schweizer kollektiven Kapitalanlagen für qualifizierte Anlegerinnen und Anleger wahlweise auf die zusätzliche Produktgenehmigung (Art. 15 KAG sowie Art. 13 KAG bei gesellschaftsrechtlich organisierten Fonds) zu verzichten. Fondsleitung bzw. der Fondsverwalter unterstehen der Aufsicht der Finma. Die Einholung der Produktgenehmigung bleibt grundsätzlich und zu einem späteren Zeitpunkt möglich.
	24.09.2018: SR: Annahme.

Motion an 2. Rat. 

13.03.2019:

NR: Annahme.
	Antrag des Bundesrates vom 05.09.2018            Der Bundesrat beantragt die Annahme der Motion.

	18.3283/15.03.2018

ASIP: Zustimmung
	NR Thomas Weibel
	Mehr Flexibilität für Pensionskassen beim Austritt der Versicherten ohne Information zum Erhalt des Vorsorgeschutzes

Der Bundesrat wird beauftragt, eine Vorlage auszuarbeiten, um Artikel 4 Absatz 2 des Freizügigkeitsgesetzes dahingehend zu ändern, dass Pensionskassen mehr Flexibilität erhalten. Sie sollen die Möglichkeit erhalten, die Freizügigkeitsleistung bei Ausbleiben einer Mitteilung bereits nach drei Monaten (statt sechs) und spätestens nach einem Jahr (statt zwei) einer Freizügigkeitseinrichtung ihrer Wahl zu überweisen.
	Im Rat noch nicht behandelt.

05.12.2019:

Wird übernommen.
	Antrag des Bundesrates vom 16.05.2018            Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

	17.3325/04.05.2017

ASIP: Ablehnung
	Fraktion der Bürgerlich-Demokratischen Partei (BDP) (Sprecher: NR Duri Campell)
	Endlich gleichlange Spiesse für über 50-Jährige

Der Bundesrat wird damit beauftragt, die Benachteiligungen der älteren Generation im BVG abzuschaffen und bei den Altersgutschriften einen Einheitssatz einführen.
	Motion an 2. Rat.
	Antrag des Bundesrates vom 30.08.2017

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

	16.3350/07.04.2016

ASIP: Zustimmung
	SGK-N
	Entpolitisierung der technischen Parameter im BVG

Der Bundesrat wird beauftragt, eine Änderung des Bundesgesetzes über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG) einzuleiten, mit welcher der Mindestumwandlungssatz sowie der Mindestzinssatz entpolitisiert werden.

Eine Minderheit (Steiert, Carobbio Guscetti, Feri Yvonne, Graf Maya, Gysi, Heim, Schenker Silvia) beantragt die Ablehnung der Motion.
	29.09.2016:  NR: 

Annahme.

Motion an 2. Rat. 29.11.2017: SR: Die Behandlung der Motion wird für mehr als ein Jahr ausgesetzt. 11.06.2018: NR: Keine Sistierung.

26.09.2019:

SR: Sistierung.
	Antrag des Bundesrates vom 06.07.2016           Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.  

	15.3905/23.09.2015

	NR Thomas Weibel 
	Infrastrukturanlagen für Pensionskassen attraktiver machen
Der Bundesrat wird beauftragt, die Bestimmungen für die Anlage des Vermögens von Vorsorgeeinrichtungen dahingehend anzupassen, dass:

1. die Anlagekategorie «Infrastrukturanlagen» in einem neuen Art. 53 Ziff. f BVV 2 und nicht länger als «alternative» Anlage zu betrachten sei; und

2. die Kategoriebegrenzungen in Art. 55 BVV 2 in einem neuen Buchstaben f eine Maximalquote von 10% für die Anlagekategorie «Infrastruktur» vorsehen, ohne dabei die Limiten in Artikel 55 Buchstaben a bis e zu modifizieren.
	15.06.2017: NR:

Annahme.

Motion an 2. Rat.   15.03.2018: SR: Annahme.
	Antrag des Bundesrates vom 04.12.2015
Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

	13.4184/12.12.2013

ASIP: Zustimmung
	SR Graber Konrad
	Langfristanlagen von Pensionskassen in zukunftsträchtige Technologien und Zukunftfonds Schweiz

Der Bundesrat wird beauftragt, Änderungen von gesetzlichen Bestimmungen und Anlagerichtlinien im Sinne vorzuschlagen, dass Pensionskassen zukünftig in der Lage sind, in langfristige, zukunftsgerichtete Anlagen zu investieren. Weiter wird der Bundesrat eingeladen, einen privatwirtschaftlich organisierten und gehaltenen «Zukunftsfonds Schweiz» zu initiieren, welcher auf Wunsch der Pensionskassen deren zukunftsträchtige Anlagen zur Betreuung übernimmt.
	Motion an 2. Rat. 19.03.2014: SR:  Annahme. 10.09.2014: NR: Annahme.
	Antrag des Bundesrates vom 26.02.2014

Der Bundesrat beantragt die Annahme der Motion.

	12.3814/26.09.2012

	FDP-Liberale Fraktion (Sprecher: NR Andrea Caroni)
	Stopp der Steuerstrafe in der Säule 3b. Bei Kapitalbezug den Ertragsanteil statt die Kapitaleinlage besteuern

Der Bundesrat wird beauftragt, dem Parlament eine Änderung des Bundessteuer- (DBG) und des Steuerharmonisierungsgesetzes (StHG) zu unterbreiten, sodass bei den rückkaufsfähigen Rentenversicherungen der Säule 3b die Rückkaufssumme (zu Lebzeiten) und die Prämienrückgewähr (nach dem Todesfall) mit dem tatsächlichen Ertragsanteil besteuert werden (Abkehr von der unsachgemässen 40-%-Regel).
	16.09.2014: NR:  Annahme. 

Motion an 2. Rat. 10.09.2018: SR: Annahme.

12.03.2019

NR: Zustimmung.
	Antrag des Bundesrates vom 14.11.2012

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

	
	
	
	
	

	POSTULATE

	Nr.
	Urheber/Urheberin
	Thema
	Stand der Beratung
	Antwort Bundesrat

	19.3950/26.06.2019

	UREK-SR
	Nachhaltigkeit fördern dank zeitgemässen Anlagerichtlinien

Der Bundesrat soll prüfen und darüber Bericht erstatten, wie die Anlagebestimmungen (zulässige Anlagen und Kategorienbegrenzungen) der beruflichen Vorsorge (BVV2) angepasst werden könnten, dass nachhaltiges Investieren von Pensionskassen nicht länger durch hinderliche Bestimmungen erschwert wird. Dazu sollen die Bestimmungen zu den zulässigen Anlagen und die Kategorienbegrenzungen aufgehoben werden. Die bereits implementierte «Prudent Investor Rule» soll vollumfänglich als Richtwert für die Anlage der Pensionskassen verwendet werden.
	25.09.2019:

SR: Annahme
	Antrag des Bundesrates vom 28.08.2019            Der Bundesrat beantragt die Ablehnung des Postulates.

	19.3809/20.06.2019

	NR Jacqueline Badran
	Wirkungsbericht Rechnungslegungsvorschriften für Immobilien im Rahmen des BVG

Der Bundesrat wird beauftragt, aufzuzeigen, welche Auswirkungen die Rechnungslegungsvorschriften im Rahmen des BVG, wonach Immobilien nach dem Verkehrswert geführt werden müssen, auf die Mieten, Renditen und Immobilienpreise haben. Gleichzeitig soll geprüft werden, was eine Rückkehr zur Rechnungslegung nach dem Anlagewert für Auswirkungen hätte, wobei der Verkehrswert in Form einer Schattenrechnung im Sinne der Transparenz periodisch weitergeführt werden sollte.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 21.08.2019            Der Bundesrat beantragt die Ablehnung des Postulates.

	19.3712/20.06.2019

	Fraktion der BDP (Sprecher: NR Bernhard Guhl)
	BVG: Altersleistungen durch früheres Sparen sichern

Ich bitte den Bundesrat zur Erstellung eines Berichtes um aufzuzeigen, wie und wo in Bezug auf die Gleichstellung der verschiedenen Partnerschaften weiterer Handlungsbedarf besteht.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 28.08.2019            Der Bundesrat beantragt die Ablehnung des Postulates.

	19.3268/21.03.2019

	NR Valérie Piller Carrard
	Berufliche Vorsorge von Personen in Teilzeitarbeit verbessern 

Der Bundesrat wird beauftragt, im Rahmen der einschlägigen Gesetze zu gewährleisten bzw. diese derart abzuändern, dass bei AHV-pflichtigen Personen ohne Pensionskasse für die Berechnung des Beitrages in der Säule 3a künftig die steuerpflichtige IV-Rente berücksichtigt und das Sparkapital in der Säule 3a dadurch erhöht wird. 
	Im Rat noch nicht behandelt.
	Antrag des Bundesrates vom 22.05.2019            Der Bundesrat beantragt die Ablehnung des Postulates.

	19.3172/20.03.2019

	SR Peter Hegglin
	Förderung der Erwerbstätigkeit nach Erreichen des Regelrentenalters

Mit dem Ziel, Anreize zu schaffen, die Erwerbstätigkeit nach dem Regelrentenalter zu fördern, wird der Bundesrat gebeten, in einem Bericht Lösungsvarianten zu AHV, BVG und den Steuern vorzuschlagen, dies unter Berücksichtigung der Parameter Freibetrag und Auffüllen von Beitragslücken sowie einer attraktiveren Gestaltung des Rentenaufschubs in der AHV und in der beruflichen Vorsorge.
	20.06.2019: SR: Annahme
	Antrag des Bundesrates vom 15.05.2019

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung des Postulates.

	17.3634/31.08.2017

	SGK-N 
	Bessere Absicherung der Freizügigkeitsguthaben

Der Bundesrat wird beauftragt, in einem Bericht aufzuzeigen, mit welchen Möglichkeiten die Sicherstellung der Freizügigkeitsguthaben der 2. Säule, die als Spareinlagen bei Banken deponiert sind, verbessert werden kann. Namentlich soll er prüfen, ob die Einlagensicherung gemäss Bankengesetz für Einlagen von Freizügigkeitsguthaben erhöht werden kann oder ob sich die Banken spezifisch für dieses Risiko rückversichern müssten.

Gleichzeitig sind allfällige Gesetzesanpassungen zu formulieren.
	07.12.2017: NR: Annahme.
	Antrag des Bundesrates vom 25.10.2017

Der Bundesrat beantragt die Annahme des Postulates.

	16.3908/14.10.2016

	SGK-N (Sprecherin: NR Regine Sauter)
	Vorsorgesituation von Selbstständigerwerbenden analysieren

Der Bundesrat wird beauftragt, in einem Bericht die Vorsorgesituation von Selbstständigerwerbenden zu analysieren. Der Bericht soll insbesondere die folgenden Punkte untersuchen:

1) Mögliche Vorsorgelücken

2) Mögliche Versicherungsmodelle (inkl. Prüfung eines Obligatoriums im BVG, punktuelle Massnahmen, etc.)

3) Auswirkungen auf die Ergänzungsleistungen

4) Vorsorgesituation von Personen, die gleichzeitig einer selbstständigen und einer unselbstständigen Teilzeitarbeit nachgehen.

Eine Minderheit (Brunner, Clottu, Brand, de Courten, Frehner, Giezendanner, Herzog, Steinemann) beantragt, das Kommissionspostulat abzulehnen.
	08.12.2016: NR:  

Annahme.
	Antrag    des Bundesrates vom 02.12.2016

Der Bundesrat beantragt die Annahme des Postulates.

	13.3813/26.09.2013

	NR Thomas Weibel
	Überträge von Geldern der Säule 3a auch nach dem Alter 59/60 ermöglichen

Der Bundesrat wird beauftragt, zu prüfen und darzulegen, was geändert werden muss, um Überträge von Säule 3a Geldern nach dem Alter 59/60 wieder zu ermöglichen.
	13.12.2013: NR:  Annahme.
	Antrag des Bundesrates vom 13.11.2013

Der Bundesrat beantragt die Annahme des Postulates.

	13.3462/18.06.2013

	FDP-Liberale Fraktion (NR)
	Sicherstellung der finanziellen Stabilität und Planbarkeit in der obligatorischen 2. Säule

Der Bundesrat soll aufzeigen (z.B. im Rahmen der Reform Altersvorsorge), wie die Entpolitisierung des Mindestumwandlungssatzes (MUWS) im BVG mit einer grösstmöglichen Planbarkeit des Renteneintritts verbunden werden kann. Damit soll für die BVG-Versicherten und für das ganze System echte Sicherheit geschaffen werden. U.A. folgende Vorschläge sollen geprüft werden:

1. Festlegung des MUWS durch eine unabhängige Instanz (z.B. Stiftungsrat, BVG OAK), auf der Basis eines technisch korrekten, transparenten Regelwerks (Lebenserwartung, Anlagerenditen, etc.).

2. Regelmässige Neufestlegung des MUWS durch den Bundesrat, verknüpft mit dem Auftrag ungewollte Umverteilungen zu verhindern.

3. Um eine bessere Planbarkeit des Renteneintritts trotz Entpolitisierung sicherzustellen, könnte der folgende Ansatz mit den Obigen kombiniert werden: Jahrgangsabhängige MUWS, welche mehrere Jahre vor einem bestimmten Referenzrentenalter bekanntgegeben werden.

4. Variables Rentensystem: Eine fixe, sichere Rente mit einer zusätzlichen, marktabhängigen Zusatzrente, auf der Basis eines technisch korrekten, transparenten Regelwerks. Zur Angleichung der variablen jährlichen Rentenhöhe, könnten die Zusatzrenten über mehrere Jahre verteilt werden.
	05.03.2015: NR: Annahme.
	Antrag des Bundesrates vom 21.08.2013

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung des Postulates.

	
	
	
	
	

	PARLAMENTARISCHE INITIATIVEN

	Nr.
	Urheber/Urheberin
	Thema
	Stand der Beratung
	Antwort Bundesrat

	19.481/19.09.2019

	NR Maximilian Reimann
	Erträge aus Negativzinsen der Schweizerischen Nationalbank (SNB) gehen an die Altersvorsorge

Artikel 99 Absatz 4 der Bundesverfassung, der die Verwendung des Reingewinns der SNB regelt, ist so zu ändern, dass die Erträge aus Negativzinsen gesondert erfasst werden, nicht dem Reingewinn zugeschlagen werden und stattdessen voll der eidgenössischen Altersvorsorge zukommen.

Das Gesetz bestimmt, ob diese Erträge ausschliesslich der AHV oder ein Anteil davon auch der beruflichen Vorsorge und der Selbstvorsorge zugutekommen sollen.
	Im Rat noch nicht behandelt.

05.12.2019:

Wird übernommen.
	

	19.456/20.06.2019

	NR Pamela Schneeberger
	Leistungen zur Prävention sind im heutigen Umfeld eine wichtige Aufgabe von Wohlfahrtsfonds mit Ermessensleistungen

National- und Ständerat werden ersucht, Artikel 89a Absatz 8 ZGB unter besonderer Berücksichtigung des Zwecks und der Bedeutung von Wohlfahrtsfonds mit Ermessensleistungen in der Gesellschaft und der beruflichen Vorsorge, um folgenden Punkt zu ergänzen: Es ist sicherzustellen, dass Wohlfahrtsfonds im Rahmen ihrer Zwecksetzung auch Leistungen zur Prävention bei Krankheit, Unfall und Arbeitslosigkeit (und nicht nur in Notlagen einzelner Destinatäre) bzw. bei Alter Tod und Invalidität ausrichten können.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	

	17.493/29.09.2017

ASIP: Zustimmung


	NR Hans Egloff
	Beweisbare Kriterien für die Orts- und Quartierüblichkeit der Mieten schaffen

Artikel 269a des Obligationenrechts ist durch einen neuen Absatz wie folgt zu ergänzen:

1. (bisheriger Wortlaut von Art. 269a: neu Abs. 1)

2. Massgeblich für die Ermittlung der orts- und quartierüblichen Mietzinse im Sinne von Absatz 1 Buchstabe a sind die Mietzinse für Wohn- und Geschäftsräume, die nach Lage, Grösse, Ausstattung, Zustand und Bauperiode mit der Mietsache vergleichbar sind:

a. Hinsichtlich der Bauperiode von Mietobjekten sind solche in vor 1930 erstellten Gebäuden vergleichbar; solche in nach 1930 erstellten Gebäuden sind mit Gebäuden, die 20 Jahre früher oder später erstellt wurden, vergleichbar.

b. Zustand und Ausstattung sind mit drei Kategorien (einfach, gut, sehr gut) zu bewerten. Der Richter gleicht mit Bezug auf einzelne Merkmale fehlende Eigenschaften nach seinem Ermessen durch die Berücksichtigung anderer, zusätzlicher oder höherwertiger Eigenschaften aus.

c. Genügend differenzierte amtliche oder branchenetablierte Statistiken sind zum Nachweis zuzulassen.

3. Der Nachweis der Orts- und Quartierüblichkeit des Mietzinses kann mittels drei zum Vergleich tauglichen Objekten erbracht werden.
	06.07.2018: RK-NR:

Folge gegeben.

06.11.2018: RK-SR:

Folge gegeben.
	

	17.491/29.09.2017

ASIP: Zustimmung


	NR Olivier Feller 
	Zeitgemässe Berechnung der zulässigen Rendite im Mietrecht

Bei der Berechnung des zulässigen Nettoertrags aus dem Mietobjekt können zusätzlich zur Eigenkapitalrendite folgende Kosten miteinbezogen werden:

- die durchschnittlich mit dem Mietobjekt verbundenen Unterhalts- und Betriebskosten der Vermieterin oder des Vermieters der letzten 3 bis 5 Jahre;

- die effektiven Finanzierungskosten (Schuldzinsen) der Vermieterin oder des Vermieters.

Abs. 4

Wenn der Erwerb oder der Bau der Immobilie mehr als 20 Jahre zurückliegt oder wenn die Investitionskosten aus anderen Gründen nicht mehr bestimmt werden können - beispielsweise wenn die Immobilie durch Schenkung oder Erbschaft erworben wurde -, bestimmt sich die Missbräuchlichkeit des Mietzinses nicht nach der Rendite, sondern ausschliesslich nach dem in Artikel 269a Buchstabe a aufgeführten Kriterium. 

ch tauglichen Objekten erbracht werden.
	Vorprüfung - Behandelt vom Nationalrat.

06.07.2018:

RK-NR: Folge gegeben.

06.11.2018:

RK-SR: Keine Zustimmung.

20.06.2019:NR: Folge gegeben.


	

	17.409/06.03.2017

	SR Josef Dittli
	Präzisierung des Missbrauchsbegriffs in der Versicherungsaufsicht

Der Missbrauchsbegriff gemäss Artikel 38 des Versicherungsaufsichtsgesetzes VAG soll dahingehend präzisiert werden, dass der Schutz der Konsumentinnen und Konsumenten vor Missbrauch gewährt bleibt, dieser jedoch von der Aufsichtsbehörde nicht zulasten der Wettbewerbsfreiheit und der Innovationskraft der Versicherungsindustrie ausgelegt werden kann. Dazu ist ein neuer Artikel 38a VAG wie folgt zu definieren:

Artikel 38a VAG (neu)

1 Als Missbrauch im Sinn von Artikel 38 VAG gelten systematische Benachteiligungen von Versicherten oder Anspruchsberechtigten, die einen breiten Personenkreis betreffen und ein offenbares Missverhältnis zwischen den vorgesehenen Prämien und Gegenleistungen des Versicherungsunternehmens begründen.

2 Die Finma prüft nicht, ob die abgeleiteten Prämien risiko- und kostengerecht sind.
	Im Rat noch nicht behandelt.

12.04.2018:

WAK-SR: Folge gegeben.

15.04.2019

WAK-NR:

Zustimmung.
	

	16.459/15.09.2016

ASIP: Zustimmung


	NR Olivier Feller
	Mietvertragsrecht. Auf mechanischem Wege nachgebildete Unterschriften für zulässig erklären

Artikel 269d des Obligationenrechts (OR) soll um einen vierten Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt werden:

Art. 269d

...

Abs. 4

Für die Mitteilung einer Mietzinserhöhung oder jeglicher anderen einseitigen Vertragsänderung ist eine auf mechanischem Wege nachgebildete Unterschrift auf dem offiziellen Formular zulässig. 
	19.10.2017: RK-N: Folge gegeben. 21.08.2018: RK-S: Zustimmung.
	

	16.451/14.09.2016

ASIP: Zustimmung


	NR Hans Egloff 
	Für Treu und Glauben im Mietrecht. Anfechtung des Anfangsmietzinses nur bei Notlage des Mieters

Artikel 270 Absatz 1 OR ist wie folgt anzupassen:

Art. 270

Abs. 1

Der Mieter kann den Anfangsmietzins innert 30 Tagen nach Übernahme der Sache bei der Schlichtungsbehörde als missbräuchlich im Sinne der Artikel 269 und 269a anfechten und dessen Herabsetzung verlangen, wenn:

Bst. a

auf dem örtlichen Markt für Wohn- und Geschäftsräume Mangel herrscht; oder

Bst. b

der Vermieter den Anfangsmietzins gegenüber dem früheren Mietzins für dieselbe Sache erheblich erhöht hat; und

der Mieter sich wegen einer persönlichen oder familiären Notlage zum Vertragsabschluss gezwungen sah.
	23.06.2017: RK-N:

Folge gegeben.

06.11.2018: RK-SR:

Folge gegeben.
	

	16.458/16.06.2016

	NR Karl Vogler 
	Keine unnötigen Formulare bei gestaffelten Mietzinserhöhungen

Artikel 269d OR ist durch einen neuen Absatz wie folgt zu ändern:

Art. 269d

...

Abs. 4

Für die Mitteilung von Mietzinserhöhungen, die in einer Vereinbarung über gestaffelte Mietzinse nach Artikel 269c vorgesehen sind, genügt die schriftliche Form. 
	19.10.2017: RK-N: Folge gegeben. 21.08.2018: RK-S: Zustimmung.
	

	13.473/12.12.2013

	Fraktion BD (Sprecher: NR Martin Landolt)
	Automatische Verknüpfung von Rentenalter und Lebenserwartung

Das gesetzliche Rentenalter für Frauen und Männer beträgt 80 Prozent der durchschnittlichen Lebenserwartung von Frauen und Männern und wird periodisch angepasst. Das Gesetz regelt die Ausführungsbestimmungen.
	Im Rat noch nicht behandelt.
	

	12.414/15.03.2012

ASIP: Zustimmung


	NR Toni Bortoluzzi  
	Herauslösung der technischen Parameter aus dem BVG

Das Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG) ist dahingehend zu ändern, dass der Mindestumwandlungssatz sowie der Mindestzinssatz aus ebendiesem gestrichen werden.
	Vorprüfung – Behandelt vom NR. 25.04.2013: SGK-NR: Der Initiative wird Folge gegeben.  01.09.2015: SGK-SR: Keine Zustimmung.

15.12.2015: NR: Die parlamentarische Initiative wird übernommen durch NR Thomas de Courten.  11.06.2018: NR: Folge gegeben. 

26.09.2019:

SR: Keine Folge gegeben.          
	

	11.482/30.09.2011

ASIP: Ablehnung


	NR Christa Markwalder  
	Teilzeitbeschäftigte. BVG-Leistungen statt Sozialhilfe

Das Bundesgesetz vom 25. Juni 1982 über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge wird wie folgt ergänzt:

Art. 7a Versicherung bei Teilzeitbeschäftigten

Abs. 1

Bei Teilzeitarbeit besteht Versicherungspflicht. Dabei wird der Koordinationsabzug in Prozenten des Arbeitspensums festgelegt. Der Grenzwert der Versicherungspflicht bleibt wie bei der Vollversicherung bestehen.

Abs. 2

Die Arbeitgeber einigen sich darauf, wer die Versicherung führt. Die anderen Arbeitgeber überweisen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträge an die entsprechende Vorsorgeeinrichtung. Können sich die Arbeitgeber nicht einigen, so ist derjenige Arbeitgeber mit dem grössten Pensum federführend.

Abs. 3

Subsidiär gelten die Bestimmungen von Artikel 46 BVG.
	Behandelt vom NR.

12.10.2012: SGK-NR: Folge gegeben.

11.02.2013: SGK-SR: Keine Zustimmung.

28.05.2018: NR: Folge gegeben. 
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� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20134184" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20134184�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20123814" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20123814�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20193950" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20193950�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20193809" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20193809�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20193712" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20193712�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20193268" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20193268� . 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20193172" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20193172�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20173634" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20173634�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20163908" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20163908�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20133813" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20133813�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20133462" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20133462�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20190481" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20190481�.  


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20190456" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20190456�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20170493" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20170493�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20170491" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20170491�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20170409" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20170409�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20160459" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20160459�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20160451" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20160451�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20160458" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20160458�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20130473" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20130473�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20120414" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20120414�; � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/services/news/Seiten/2019/20190926171559973194158159041_bsd182.aspx?ct=t(RSS_EMAIL_CAMPAIGN)" �https://www.parlament.ch/de/services/news/Seiten/2019/20190926171559973194158159041_bsd182.aspx?ct=t(RSS_EMAIL_CAMPAIGN)�. 


� � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20110482" �https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20110482�. 
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